
i. d. F. vom 12. Januar 1968 i. V. m. § 81 Abs. 3 StGB an- 
geklagt und eröffnet worden. Das Bezirksgericht hätte 
bei der rechtlichen Beurteilung berücksichtigen müs­
sen, daß die Handlungen im Jahr 1967, also vor dem 
Inkrafttreten des StGB vom 12. Januar 1968, ausgeführt 
wurden, die Entscheidung über die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit aber am 18. April 1975, also nach dem 
Inkrafttreten der Änderungen des StGB vom 19. De­
zember 1974 erfolgte.
Nach § 81 Abs. 1 StGB ist eine Straftat nach dem Gesetz 
zu bestrafen, das zur Zeit ihrer Begehung gilt. Das 
StGB i. d. F. vom 19. Dezember 1974 ist anzuwenden 
auf alle Straftaten, die ab 1. April 1975 begangen wur­
den bzw. die vor dem 1. April 1975 begonnen, jedoch 
erst nach diesem Zeitpunkt beendet wurden. Strafge­
setze haben grundsätzlich keine rückwirkende Kraft 
(§ 81 Abs. 2 StGB). Dieses Verbot der Rückwirkung von 
Strafgesetzen darf sich jedoch nicht zuungunsten eines 
Straftäters auswirken. Deshalb ist gemäß § 81 Abs. 3 
StGB das StGB i. d. F. vom 19. Dezember 1974 auch auf 
alle Handlungen anzuwenden, die vor seinem Inkraft­
treten begangen wurden, wenn es die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit nachträglich aufhebt oder mildert.
Die Frage nach dem milderen Gesetz ist danach zu be­
antworten, welches Gesetz — angewandt auf die zu 
beurteilenden Handlungen — für den Täter das gün­
stigste Ergebnis zuläßt. In diesem Zusammenhang ist 
als Gesetz immer der jeweilige Straftatbestand zu ver­
stehen.
Entgegen dem Berufungsvorbringen und auch den Dar­
legungen des Bezirksgerichts ist dieser Vergleich immer 
zwischen dem Gesetz, das zum Zeitpunkt der Tat galt, 
und der zum Zeitpunkt der Entscheidung geltenden 
gesetzlichen Bestimmung anzustellen. Vergleiche mit 
gesetzlichen Bestimmungen, die in dem zwischen diesen 
beiden Zeitpunkten liegenden Zeitraum zeitweilig Gül­
tigkeit hatten, so hinsichtlich § 165 StGB i. d. F. vom 
12. Januar 1968, haben dm Gesetz keine Grundlage. So­
wohl das Bezirksgericht als auch die Verteidigung ha­
ben, wenn auch mit unterschiedlichem Ergebnis, diesen 
unzulässigen Vergleich angestellt. Das Bezirksgericht 
hat in der Folge dieser nicht dem Gesetz entsprechen­
den Betrachtungsweise die Handlungen des Angeklag­
ten als Vertrauensmißbrauch gemäß § 165 Abs. 1 StGB 
i. d. F. vom 12. Januar 1968 beurteilt, also einer gesetz­
lichen Bestimmung, die weder zum Zeitpunkt der Tat 
noch zur Zeit der Entscheidung Gültigkeit hatte. Die 
Anwendung dieses Gesetzes war entgegen der Auffas­
sung des Bezirksgerichts deshalb auch unter den Ge­
sichtspunkten des § 81 Abs. 3 StGB nicht zulässig.
Das Bezirksgericht ist zutreffend zu der Auffassung 
gekommen, daß die Straftat zum Zeitpunkt der Be­
gehung als Untreue gemäß § 266 StGB (alt) rechtlich zu 
beurteilen war. Da die Untreue zum Nachteil sozia­
listischen Eigentums begangen wurde, hatte die Be­
strafung nach §§ 29, 30 StEG zu erfolgen. Der schwere 
Fall der Untreue zum Nachteil sozialistischen Eigentums 
ergab sich gemäß § 30 Abs. 2 StEG bereits aus der 
schweren Schädigung des sozialistischen Eigentums. In 
den Tatbestand des Vertrauensmißbrauchs (§ 165 StGB 
i. d. F. vom 19. Dezember 1974) haben sowohl der 
Treuebruchs- als auch der Mißbrauchstatbestand des 
§ 266 StGB (alt) Eingang gefunden, sofern der Täter 
durch den Mißbrauch seiner Entscheidungs- und Ver­
fügungsbefugnis zumindest einen bedeutenden wirt­
schaftlichen Schaden verursacht hat und dadurch für 
sich oder andere keine rechtswidrigen Vermögensvor- 
teile erlangte. Wird durch den Mißbrauch der Entschei­
dungs- und Verfügungsbefugnis ein besonders schwerer 
wirtschaftlicher Schaden verursacht, ist die Handlung 
als Verbrechen des Vertrauensmißbrauchs gemäß § 165

Abs. 2 StGB zu beurteilen. Der frühere schwere Fall 
der Untreue nach § 30 StEG (schwere Schädigung) wird 
jetzt von § 165 Abs. 2 StGB i. d. F. vom 19. Dezember 
1974 erfaßt, wenn die Schädigung den Umfang eines 
besonders schweren wirtschaftlichen Schadens erreicht. 
§ 165 Abs. 2 StGB i. d. F. vom 19. Dezember 1974 ist 
somit keine gesetzliche Bestimmung, die gegenüber 
§ 266 StGB (alt) i. V. m. §§ 29, 30 StEG die strafrecht­
liche Verantwortlichkeit grundsätzlich verschärft oder' 
erst begründet.
Die Höhe des durch den Angeklagten verursachten 
Schadens rechtfertigt bereits allein die Feststellung, daß 
ein besonders schwerer wirtschaftlicher Schaden ver­
ursacht wurde. Für die Handlung war somit sowohl 
zum Zeitpunkt ihrer Begehung als auch zum Zeitpunkt 
der Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
eine Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren angedroht. Ent­
gegen der Auffassung der Verteidigung ist daher ge­
mäß § 81 Abs. 1 Ziff. 4 StGB die Verjährung der Straf­
verfolgung nicht eingetreten.
Es war zu prüfen, ob zugunsten des Angeklagten § 165 
Abs. 2 StGB i. d. F. vom 19. Dezember 1974 rückwir­
kend anzuwenden war. Dabei war davon auszugehen, 
daß das Gesetz anzuwenden ist, welches im konkreten 
Fall das für den Täter günstigste Ergebnis herbeizu­
führen vermag. § 165 Abs. 2 StGB wie auch § 30 StEG 
haben dieselbe Strafobergrenze. Da aber § 30 StEG die 
niedrigere Strafuntergrenze hat, ist er das mildere Ge­
setz.
Der Angeklagte hätte daher wegen Untreue zum Nach­
teil sozialistischen Eigentums im schweren Fall gemäß 
§ 266 StGB (alt), §§ 29, 30 Abs. 2 StEG verurteilt wer­
den müssen.

Zivilrecht

§ 4 Abs. 3 der AO Nr. Pr. 44 über die Preisbildung für 
gebrauchte Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und 
Beiwagen vom 9. Januar 1970 (GBl. II S. 62).
Für ein gebrauchtes Kraftfahrzeug darf, auch wenn 
es nicht mehr der Schätzpflicht unterliegt, nur ein Preis 
geboten, gewährt, gefordert oder angenommen werden, 
der dem Zeitwert des Kraftfahrzeugs entspricht. Die 
Vereinbarung eines höheren sog. Liebhaberpreises ist 
insoweit nichtig, als er den höchstzulässigen Preis über­
steigt.
OG, Urteil vom 8. April 1975 - 2 Zz 7/75.

Der Verklagte hat dem Kläger im August 1972 einen 
Pkw „Fiat“, 500 ccm, Baujahr 1958, verkauft. Als Kauf­
preis wurden im Kaufvertrag 4 300 M vereinbart, weil 
es sich um ein „Liebhaberstück“ handele.
Der Kläger hat vorgetragen, nach der Übergabe des 
Pkw habe es bereits auf der Heimfahrt Schwierigkeiten 
gegeben: Nach dem Tanken sei der Motor nur schwer 
angesprungen, und auch der Öldruck sei nicht in Ord­
nung gewesen. Er habe deshalb vom Verklagten Wand­
lung des Kaufvertrages gefordert; diese habe der Ver­
klagte abgelehnt. Daraufhin habe er das Fahrzeug vor 
dem Grundstück des Verklagten stehen lassen und den 
Zündschlüssel sowie die Fahrzeugpapiere in den Brief­
kasten geworfen. Nach einem Gutachten der Kraftfahr­
zeugtechnischen Anstalt habe das Fahrzeug einen Wert 
von 1 300 M.
Der Kläger hat beantragt, den Verklagten zur Zahlung 
von 3 000 M zu verurteilen.
Der Verklagte hat Klageabweisung beantragt und er­
widert, daß er den Pkw selbst als „Liebhaberstück“ 
zum Preis von 4 300 M gekauft habe. Trotz erheblicher 
Aufwendungen für den Wagen habe er diesen dem 
Kläger zum gleichen Preis verkauft. Er sei der An­
nahme gewesen, daß dieser Preis dem Wert des Wagens 
entspreche. Der Kläger habe sogar einen noch höheren 
Preis geboten. Hinsichtlich des Wertgutachtens sei zu
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